
VERBANDSSTATUT DER ARBEITERWOHLFAHRT 
 

Beschlossen durch die Bundeskonferenz 2000 in Würzburg, 
geändert durch die Sonderkonferenz 2002  in Aachen, 

geändert durch die Bundeskonferenz 2005 in Hannover, 
geändert durch die Bundeskonferenz 2007 in Magdeburg. 

 
 
 
 
1. Präambel 
 
(1) Die Arbeiterwohlfahrt ist ein unabhängi-
ger, anerkannter Spitzenverband der Frei-
en Wohlfahrtspflege, der sich auf der Basis 
persönlicher Mitgliedschaft in den Ortsve-
reinen aufbaut. 
 
(2) Sie bestimmt – vor ihrem geschichtli-
chen Hintergrund als Teil der Arbeiterbe-
wegung – ihr Handeln durch die Werte des 
freiheitlichen-demokratischen Sozialismus: 
Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit 
und Gerechtigkeit.  
 
Daraus leiten sich unsere Grundwerte ab: 
 
• das Bekenntnis zu den unveräußerli-

chen Menschenrechten; 
• die freiheitlich-demokratische Grund-

ordnung als unverzichtbare Vorausset-
zung der sozialen Arbeit; 

• die Entwicklung einer Gesellschaft, in 
der sich jeder Mensch in Verantwortung 
für sich und für das Gemeinwesen frei 
entfalten kann; 

• das Eintreten für mehr Freiheit, Gerech-
tigkeit, Toleranz und Solidarität; 

• der Anspruch des/der einzelnen auf 
Chancengleichheit und die gesellschaft-
liche und rechtliche Gleichstellung der 
Geschlechter; 

• sozialem Unrecht entgegenzuwirken; 
• die Achtung des religiösen Bekenntnis-

ses und der weltanschaulichen Über-
zeugung des/der Einzelnen; 

• den Rat- und Hilfesuchenden ohne 
Rücksicht auf deren politische, ethni-
sche, nationale und konfessionelle Zu-
gehörigkeit beizustehen; 

• die Anerkennung des Vorrangs der 
kommunalen und staatlichen Verantwor-
tung für die Erfüllung des Anspruchs auf 
soziale Hilfen, Erziehung und Bildung 
sowie für die Planung und Entwicklung 
eines zeitgerechten Systems sozialer 
Leistungen und Einrichtungen; 

• die partnerschaftliche und planvolle Zu-
sammenarbeit zwischen Kommunen, 

 
 
 
 
Staat und freien Vereinigungen der Wohl-
fahrtspflege bei Wahrung der Unabhängig-
keit dieser Vereinigungen. 
 
 
2. Aufgaben 
 
(1) Die Arbeiterwohlfahrt wirkt an der Ge-
setzgebung mit. Zur Durchsetzung von 
Forderungen in den parlamentarischen 
Gremien der Gemeinden, Länder, des 
Bundes und Europas wendet sie sich an 
die Abgeordneten der demokratischen Par-
teien. Sie beteiligt sich an der sozialen 
Gestaltung eines vereinten Europas. 
 
(2) Die Arbeiterwohlfahrt arbeitet mit ande-
ren freien Vereinigungen, Fachverbänden 
und Gruppen der organisierten Selbsthilfe 
im Rahmen ihrer Aufgaben zusammen. Sie 
ist solidarisch mit den demokratischen Or-
ganisationen der Arbeiterbewegung ver-
bunden. Sie beteiligt sich an Solidaritätsak-
tionen, insbesondere im Rahmen von Soli-
dar. 
 
(3) Die Arbeiterwohlfahrt ist tätig in allen 
Bereichen der Wohlfahrtspflege, insbeson-
dere sieht sie als ihre Aufgaben an: 
 
• Anregung und Förderung der Selbsthil-

fe; 
• Förderung ehrenamtlicher Betätigung; 
• Vorbeugende, helfende und heilende 

Tätigkeit auf allen Gebieten der Wohl-
fahrtspflege; 

• Entwicklung und Erprobung neuer For-
men und Methoden der Sozialarbeit; 

• Angebot und Unterhaltung von Einrich-
tungen und Diensten, u.a. durch eigen-
ständige Rechtsträger; 

• Frauenförderung und Frauenbildungs-
arbeit; 

• Aufbau und Förderung von Kinder- und 
Jugendarbeit, u.a. im Rahmen des Ju-
gendwerkes der AWO; 

• Aus-, Fort- und Weiterbildung; 
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• Information und Aufklärung über Fragen 

der Wohlfahrtspflege; 
• Mitwirkung an der Durchführung von 

Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Ju-
gend- und Gesundheitshilfe; 

• Stellungnahmen zu Fragen der Öffentli-
chen und Freien Wohlfahrtspflege; 

• Mitwirkung bei der Planung sozialer 
Leistungen und Einrichtungen, Förde-
rung praxisnaher Forschung; 

• Förderung von Projekten im In- und 
Ausland, insbesondere der Entwick-
lungszusammenarbeit. 

 
 
3. Mitgliedschaft 
 
(1) Die Arbeiterwohlfahrt ist eine Vereini-
gung natürlicher und juristischer Personen 
auf der Grundlage des Vereinsrechts. 
 
(2) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder 
sind in den Satzungen geregelt. 
 
(3) Mitglied kann sein, wer das Verbands-
statut der Arbeiterwohlfahrt anerkennt und 
sich an der Erfüllung ihrer Aufgaben betei-
ligen will. 
 
(4) Die persönliche Mitgliedschaft kann nur 
im Ortsverein bzw. im Kreisverband erwor-
ben werden.  
 
In der Regel wird die persönliche Mitglied-
schaft im Ortsverein des Wohnbereichs 
erworben. Für den Fall, dass es im Wohn-
bereich keinen Ortsverein gibt, wird die 
Mitgliedschaft im Kreisverband begründet.  
 
Abweichend davon kann das Mitglied 
selbst entscheiden, in welchem anderen 
Ortverein/Kreisverband als dem seines 
Wohnbereichs es seine Mitgliedschaft be-
gründen will.  
 
Jede Organisationsgliederung kann den an 
einen Ortsverein gerichteten Mitgliedsan-
trag annehmen. In diesem Fall ist der Vor-
stand des jeweiligen Kreisverbandes, Lan-
des- oder Bezirksverbandes oder des Bun-
desverbandes befugt, über die Aufnahme 
als Mitglied zu entscheiden. Die Aufnah-
mebewilligung erfolgt, sofern nicht der 
Ortsverein des Wohnbereichs der Aufnah-
me innerhalb von 3 Wochen nach Zugang 
der Mitteilung widerspricht. 
 
(5) Die Erfassung der Daten der Mitglieder, 
die Beitragserfassung und -abrechnung 

erfolgt auf der Grundlage der Zentralen 
Mitglieder- und Adressverwaltung (ZMAV) 
beim Bundesverband. Der Bundesaus-
schuss hat im Rahmen seiner satzungs-
rechtlichen Kompetenzen nähere Bestim-
mungen gemäß § 11 Bundesdatenschutz-
gesetz oder diese ersetzende Bestimmun-
gen zu beschließen. 
 
(6) Vereinigungen mit sozialen Aufgaben 
können sich der Arbeiterwohlfahrt als kor-
poratives Mitglied anschließen. Korporative 
Mitglieder sind an der Willensbildung zu 
beteiligen. Näheres regeln die Satzungen 
und vom Bundesausschuss zu beschlie-
ßende Leitlinien und Verträge. 
 
(7) Interessierten Bürgerinnen und Bürgern 
kann ein Gaststatus eingeräumt werden. 
 
 
4. Förderer 
 
Förderer unterstützen die Arbeiterwohlfahrt 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben durch 
finanzielle Zuwendungen. Regelmäßige 
Zuwendungen unterliegen den "Bestim-
mungen der Finanzordnung über Beiträge". 
Förderer kann nur sein, wer auch in der 
ZMAV erfasst ist. Keine Fördererin diesem 
Sinne sind Unterstützer lokaler, einrich-
tungs- oder projektbezogener Aktivitäten. 
 
 
5. Aufbau 
 
(1) Ortsvereine, Gemeinde- bzw. Stadtver-
bände, Kreisverbände, Bezirksverbände, 
Vereinigungen auf Landesebene (Landes-
verbände, Landesarbeitsgemeinschaften) 
bilden gemeinsam mit dem Bundesverband 
die Arbeiterwohlfahrt. 
 
Die Gliederungen finden sich in Überein-
stimmung mit den politischen Grenzen der 
Gemeinden, Städte, Kreise und Länder. 
Dies gilt im Grundsatz auch für ihre unter-
nehmerischen Betätigungen. 
 
• Ortsverein  

Die in einer Gemeinde, einem Ortsteil 
einer Großgemeinde oder in einem 
Stadtteil wohnenden AWO-Mitglieder 
bilden einen Ortsverein. Bis zur Grün-
dung eines Ortsvereins kann ein Stütz-
punkt errichtet werden. 

 
• Gemeinde- bzw. Stadtverband  
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Die Ortsvereine einer Gemeinde bilden 
den Gemeindeverband, Ortsvereine ei-
ner kreisangehörigen Stadt den Stadt-
verband. 
 
Sofern Ortsvereine nicht bestehen, er-
füllt der Gemeinde- bzw. Stadtverband 
die Aufgaben eines Ortsvereins bis zu 
dessen Gründung. 
 

• Kreisverband 
Die Ortsvereine, die weder einem Ge-
meinde- noch einem Stadtverband an-
gehören sowie die Gemeinde- und 
Stadtverbände eines Kreises oder einer 
kreisfreien Stadt bilden den Kreisver-
band. 

 
• Bezirksverband 

Die Bezirksverbände sind die Zusam-
menfassung der Kreisverbände ihres 
Bereichs. Die Bereiche der Bezirksver-
bände werden von der Landesgliede-
rung im Einvernehmen mit den beteilig-
ten Verbandsgliederungen nach 
Zweckmäßigkeit abgegrenzt. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, ent-
scheidet der Bundesvorstand. 
 

• Landesgliederungen (Landesverbände 
und Landesarbeitsgemeinschaften) 
Die Landesgliederungen werden von 
der Arbeiterwohlfahrt eines Bundeslan-
des gebildet. Ihre Organisationsform 
richtet sich nach den Gegebenheiten 
des einzelnen Landes. Sie vertreten die 
Arbeiterwohlfahrt auf Landesebene. 

 
• Bundesverband 

Der Bundesverband ist die Zusammen-
fassung aller Landesgliederungen und 
Bezirksverbände der Arbeiterwohlfahrt. 
Er repräsentiert den Gesamtverband 
und vertritt die Arbeiterwohlfahrt auf 
Bundesebene, in der Europäischen 
Gemeinschaft und international.  

 
Seine Organe sind die Bundeskonfe-
renz, der Bundesausschuss, der Bun-
desvorstand. 
 
Die Bundeskonferenz ist höchstes Or-
gan der Arbeiterwohlfahrt. Ihre Be-
schlüsse zu bundespolitischen Aufga-
ben und zur Wahrung der Einheitlich-
keit des Gesamtverbandes sind ver-
bindlich für alle Gliederungen. 
 

Die Mitglieder und Beauftragten des 
Bundesvorstandes haben das Recht, 
an Zusammenkünften der Verbands-
gliederungen beratend teilzunehmen. 

 
(2) Konkurrenzsituationen zwischen AWO-
Gliederungen und/oder AWO-
Unternehmen (i.S. der Abschn. 4.4 und 4.5 
des Grundsatzprogrammes) sind zu ver-
meiden. 
AWO-Unternehmen bzw. AWO-
Gliederungen, die im Zuständigkeitsgebiet 
einer anderen AWO-Gliederung unterneh-
merisch tätig werden wollen, müssen das 
Einverständnis des zuständigen AWO-
Mitgliederverbandes einholen (AWO-
Gebietsschutz).  
Bei mangelndem Einverständnis sind Inte-
ressenkonflikte von den Beteiligten einver-
nehmlich zu lösen. Andernfalls findet ein 
regionales Schlichtungsverfahren statt.  
Für den Fall, dass auch hier kein Einver-
nehmen hergestellt werden kann, ent-
scheidet zeitnah und abschließend eine 
vom Bundesausschuss auf Vorschlag des 
Bundesvorstandes zu berufende unabhän-
gige „AWO-Kommission“ in Abwägung der 
berechtigten Interessen der Beteiligten. 
Das nähere Verfahren legt der Bundesaus-
schuss fest.  
 
(3) Das Jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt 
ist die Jugendorganisation des Verbandes. 
Der Aufbau soll analog der Arbeiterwohl-
fahrt erfolgen. Mitglieder des Jugendwerks 
können auf Antrag beitragsfrei Mitglied der 
AWO sein, sofern sie beim Jugendwerk 
bereits einen Mitgliedsbeitrag zahlen. 
 
 
6. Verbandsführung und Unterneh-

menssteuerung 
 
(1) Die strategische Steuerung und Kon-
trolle sowie die operative Führung des 
AWO-Mitgliederverbandes und seiner so-
zialen Betriebe können in der AWO organi-
satorisch und personell getrennt wahrge-
nommen werden. 
 
(2) Die Entflechtung der strategischen und 
operativen Verantwortung kann alternativ 
geregelt werden: 
 
- durch Ausgliederung von sozialen Betrie-
ben in rechtlich selbständige Unternehmen,  
- durch Trennung der Verantwortungsbe-
reiche innerhalb des Mitgliederverbandes. 
 



 4 
(3) Im Falle der Entflechtung durch Aus-
gliederung bleibt der AWO-
Mitgliederverband in der Gesamtverantwor-
tung für die AWO-Unternehmenspolitik. Er 
übernimmt die strategische Steuerung und 
Kontrolle der AWO-Unternehmen durch 
eine aktive Wahrnehmung der Gesellschaf-
terverantwortung.  
 
Der AWO-Mitgliederverband trägt Verant-
wortung für die Orientierung der rechtlich 
selbständigen AWO-Unternehmen an den 
Werten der AWO, die im Grundsatzpro-
gramm festgelegt sind. Die AWO-
Unternehmen sind dazu auf das AWO-QM-
System aus anerkannten Normen und Ver-
fahren zu verpflichten und müssen über die 
Erfüllung entsprechende Nachweise führen 
(Zertifizierung). Nur zertifizierte AWO-
Unternehmen im Sinne dieses Absatzes  
sind berechtigt, das AWO-Signet zu führen.  
 
Übergangsfristen und Modalitäten regelt 
der Bundesausschuss. 
 
Zur Sicherung der regionalen Verankerung 
der AWO-Unternehmen sind verbindliche 
Regelungen mit dem AWO-
Mitgliederverband zu treffen.  
 
Die AWO-Unternehmen sind korporative 
Mitglieder der AWO. 
 
(4) Im Falle der innerverbandlichen Ent-
flechtung findet eine rechtliche Trennung 
der Verantwortungsbereiche statt. Hierzu 
bestehen drei Optionen: 
 
Erstens: Der ehrenamtliche Vorstand als 
Geschäftsführungsorgan trägt die Gesamt-
verantwortung für alle Aufgaben. Zur Füh-
rung der Geschäftsstelle bestellt er einen 
oder mehrere Geschäftsführerin-
nen/Geschäftsführer. Diese/dieser ist als 
besondere Vertreterin/besonderer Vertreter 
im Sinne des § 30 BGB zur Wahrung der 
wirtschaftlichen, verwaltungsmäßigen und 
personellen Angelegenheiten bevollmäch-
tigt.  
 
Zweitens: Zur Entlastung des ehrenamtli-
chen Vorstandes als Geschäftsführungsor-
gan kann eine Geschäftsführerin/ein Ge-
schäftsführer gemäß § 26 BGB zum ge-
schäftsführenden Vorstandsmitglied be-
stellt werden.  
 
Drittens: Die Verantwortung für die unter-
nehmerische Steuerung wird einem haupt-

amtlichen Vorstand übertragen. Die Ver-
antwortung für die Kontrolle des hauptamt-
lichen Vorstands übernimmt ein auf der 
AWO-Delegiertenkonferenz gewähltes eh-
renamtliches "Präsidium". 
 
(5) Die Grundsätze für die Steuerung und 
Kontrolle der AWO-Unternehmen/ Unter-
nehmensbereiche werden in einem AWO-
Unternehmenskodex festgelegt. Auf Vor-
schlag des Bundesausschusses beschließt 
die Bundeskonferenz den AWO-
Unternehmenskodex. Für weitere Verände-
rungen ist der Bundesausschuss zustän-
dig.  
 
Sitzungen des Bundesausschusses, die  
über Änderungen des Unternehmenskodex 
beschließen sollen, sind nur beschlussfä-
hig, wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder erschienen ist. Änderungen bedür-
fen der Mehrheit von zwei Dritteln der Er-
schienenen.  
 
 
7. Finanzordnung 
 
(1) Zur Bestreitung der Aufwendungen, die 
der Arbeiterwohlfahrt durch Erfüllung ihrer 
Aufgaben entstehen, dienen insbesondere: 
 
• der Erlös aus den Mitgliedsbeiträgen, 
• Erlöse aus Sammlungen, Lotterien und 

Veranstaltungen, 
• Zuwendungen von Förderern 
• Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln, 
• Leistungsentgelte und sonstige Ein-

nahmen 
• Beiträge der AWO-Unternehmen als 

korporative Mitglieder. 
 
(2) An den Bundesverband werden über 
die Bezirksverbände bzw. Landesverbände 
abgeführt: 
 
• aus den Mitgliedsbeiträgen natürlicher 

Personen 13 % 
• aus dem Bruttoergebnis der Landes-

sammlungen 5 %. 
• aus regelmäßigen Fördererzuwendun-

gen 13 %. 
 
(3) Größere Veranstaltungen eines Ortsve-
reins, eines Gemeinde- bzw. Stadtverban-
des, die der Beschaffung von Mitteln die-
nen, dürfen nur im Einvernehmen mit dem 
Kreisverband durchgeführt werden, wenn 
sie die Interessen übergeordneter Ver-
bandsgliederungen berühren, entspre-
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chende Veranstaltungen eines Kreisver-
bandes nur im Einvernehmen mit dem Be-
zirks- bzw. Landesverband. 
 
(4) Die Gliederungen der Arbeiterwohlfahrt 
sind zu jährlichen Budgets (Wirtschafts-, 
Finanz- und Investitionspläne) verpflichtet. 
Näheres regeln Richtlinien. Sie sind vom 
Bundesausschuss zu beschließen. 
 
Vor dem Eingehen von Verpflichtungen, 
die durch das Budget nicht gedeckt sind, 
hat der Vorstand die Zustimmung der ü-
bergeordneten Gliederung einzuholen. 
 
(5) Gliederungen, Einrichtungen und 
Dienste der Arbeiterwohlfahrt führen ihre 
Bücher nach den Regelungen des Ersten 
Abschnitts des Dritten Buches des Han-
delsbesetzbuches, soweit nicht nach die-
sem oder anderen Gesetzen oder Verord-
nungen wegen der Rechtsform oder der Art 
der Tätigkeit weitergehende Regelungen 
bestimmt sind. Die Konten sollten nach 
einem einheitlichen Kontenrahmen geord-
net werden. 
 
Aus dem Rechnungswesen müssen die 
Positionen des Budgets abgeleitet werden 
können. 
 
(6) Mittel dürfen nur für satzungsmäßige 
Zwecke verwendet werden. Die Verwen-
dung der Mittel ist zu überprüfen. In die 
Prüfung ist neben dem Rechnungswesen 
auch die Budgetierung einzubeziehen. 
Sondervermögen und Betriebe unterliegen 
ebenfalls der Prüfung. 
 
 
8. Revisionsordnung 
 
(1) Aufgaben der Revision werden wahr-
genommen durch 
 
• die Innenrevision, 
• die Wirtschaftsprüfung und die 
• Verbands-/Vereins- Revision. 
 
(2) Den Revisorinnen/Revisoren ist Ein-
sicht in die Bücher und Akten sowie jede 
Aufklärung und Nachweisung zu geben, 
welche für eine Prüfung benötigt werden. 
 
(3) Das Ergebnis jeder Revision ist schrift-
lich festzuhalten. 
 

(4) Dem Geprüften ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu den getroffenen Prüf-
feststellungen zu geben. 
 
(5) Bei Zweckträgern der Arbeiterwohlfahrt 
mit eigener Rechtspersönlichkeit ist der 
Vorstand des AWO-Gesellschafters über 
die Prüfungsfeststellungen zu unterrichten. 
 
 
8.1. Innenrevision 
 
(1) Innenrevisorinnen/-revisoren sind hin-
sichtlich der Prüfaufträge und Prüfbereiche 
weisungsgebunden. In der Durchführung 
ihrer Aufträge sind sie von Weisungen un-
abhängig. 
 
(2) Für die Innenrevision gelten Richtlinien. 
Sie können vom Bundesausschuss mit 
einer Mehrheit von 2/3 der stimmberechtig-
ten Mitglieder geändert werden. 
 
(3) Aufgabenbereich, Rechte und Pflichten 
von Innenrevisorinnen/-revisoren sind in 
einer Ordnung festgelegt. Der Bundesaus-
schuss ist ermächtigt, darüber zu beschlie-
ßen. 
 
(4) Innenrevisorinnen/-revisoren sind für 
den Verbandsbereich tätig, für den sie an-
gestellt sind. Sie können  
 
• auf Anforderung für dessen Gliederun-

gen tätig werden oder  
• zur Prüfung in Prüfbereichen eingesetzt 

werden, die gegenüber Dritten nach-
gewiesen werden müssen. 

 
In diesen Fällen sind die Kosten für die 
Prüfung von der geprüften Gliederung zu 
tragen. 
 
(5) Sie können im Sinne der satzungsmä-
ßigen Aufsichtspflicht bei den untergeord-
neten Verbandsgliederungen eingesetzt 
werden. 
 
 
8.2. Wirtschaftsprüfung 
 
(1) Wirtschaftsprüferinnen/-prüfer sind zu-
ständig für die Prüfung der ordnungsge-
mäßen Aufstellung der Jahresrechnung 
entsprechend den handelsrechtlichen Vor-
schriften, soweit nicht nach anderen Ge-
setzen oder Verordnungen weitergehende 
Regelungen bestimmt sind. 
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Zu ihrer Aufgabe gehört festzustellen, ob 
die Buchführung den gesetzlichen und sat-
zungsmäßigen Erfordernissen entspricht. 
 
Sie können mit der Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung be-
auftragt werden. 
 
(2) Der Prüfungsbericht ist der nächst hö-
heren Gliederung einzureichen. 
 
(3) Gliederungen mit wirtschaftlichen 
Zweckbetrieben haben eine/ einen Wirt-
schaftsprüferin/-prüfer heranzuziehen. 
 
Über Befreiungen entscheidet der Vorstand 
der nächst höheren Gliederung. Über Be-
freiungen beim Bundesverband ist die Zu-
stimmung des Bundesausschusses einzu-
holen. 
 
 
8.3. Verbands-/Vereinsrevision 
 
(1) Die in allen Verbandsgliederungen zu 
wählenden Revisorinnen/Revisoren sind in 
ihren Funktionen unabhängig und an Wei-
sungen nicht gebunden. Sie sind allein den 
Verbandskonferenzen gegenüber verant-
wortlich, die die Funktionen einer Mitglie-
derversammlung im Sinne des Vereins-
rechts erfüllen. 
 
(2) Sind mehrere Revisorinnen/Revisoren 
gewählt, geben sie sich eine Geschäfts-
ordnung. 
 
(3) Die Revisorinnen/Revisoren haben die 
Aufgabe, auf der Grundlage der Satzung 
und des Verbandsstatuts sowie der Be-
schlüsse von Organen die Führung der 
Geschäfte, das Rechnungswesen sowie 
die wirtschaftlichen Verhältnisse zu über-
prüfen. Das sollte mindestens einmal jähr-
lich geschehen. 
 
Die Revisorinnen/Revisoren können sich 
dabei auf die Ergebnisse der Wirtschafts-
prüfung und die Berichte der Innenrevision 
stützen. 
 
(4) Der Bericht über die Jahresprüfung ist 
der nächst höheren Gliederung vorzulegen. 
 
(5) Die Revisorinnen/Revisoren können mit 
beratender Stimme an den Vorstandssit-
zungen ihrer Gliederung teilnehmen. 
 

(6) In besonderen Fällen kann die Prüfung 
auf Antrag des Landes- bzw. Bezirksver-
bandes dem Bundesverband übertragen 
werden. Der Bundesvorstand kann in Ab-
stimmung mit den Bundesrevisorinnen/-
revisoren Innenrevisorinnen/ -revisoren 
oder Beauftragten die Durchführung über-
tragen. 
 
 
9. Aufsichtsrecht und Aufsichtspflicht 
 
(1) Die Gemeinde- bzw. Stadtverbände 
sind den Ortsvereinen (Distrikten, Abtei-
lungen), die Kreisverbände den Gemeinde- 
bzw. Stadtverbänden und Ortsvereinen, die 
keinem Gemeinde- bzw. Stadtverband an-
gehören, die Bezirksverbände den Kreis-
verbänden, die Landesverbände den Be-
zirksverbänden bzw. den Kreisverbänden, 
wenn keine Bezirksverbände bestehen und 
der Bundesverband den Bezirks- und Lan-
desverbänden gegenüber im Rahmen der 
Richtlinien zur Aufsicht verpflichtet und zur 
Prüfung berechtigt. Sie haben bei Be-
kanntwerden von Umständen, die geeignet 
sind, die Arbeiterwohlfahrt zu schädigen, 
unverzüglich einzugreifen. 
 
(2) Zuständig ist der jeweils zur Aufsicht 
verpflichtete Verband, vertreten durch sei-
nen Vorstand, der geeignete Beauftragte 
einsetzen kann. 
 
Insbesondere ist der Vorstand der jeweils 
übergeordneten Verbandsebene berech-
tigt, außerordentliche Konferenzen einzu-
berufen. 
 
(3) Ist eine schwere Schädigung der Arbei-
terwohlfahrt eingetreten oder mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten, und erfor-
dert das Interesse des Verbandes ein 
schnelles Eingreifen, kann der Bundesvor-
stand tätig werden und insbesondere die 
Bundesrevisoren anregen, eine Prüfung 
durchzuführen. 
 
(4) Maßnahmen sind auf der Grundlage 
der Schiedsordnung durchzuführen. 
 
 
10. Vereinsschiedsgericht 
 
(1) Der Verein unterhält als besondere Ein-
richtung Schiedsgerichte. 
 
(2) Die die Schiedsgerichte betreffenden 
Einzelheiten, insbesondere deren Verfah-
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ren, werden durch die Schiedsordnung 
geregelt. 
 
(3) Das Ordnungs- und Schiedsverfahren 
gilt 
 
• für alle Mitglieder der Arbeiterwohlfahrt. 

Für den Fall des Ausscheidens bleibt 
das Ordnungs- und Schiedsverfahren 
für alle Rechtsverhältnisse und Streit-
fälle verbindlich, die vor dem Ausschei-
den entstanden sind. 
 

• der Sache nach 
 

• bei Verstößen gegen das Statut,  die 
Satzungen und Richtlinien sowie gegen 
Beschlüsse von satzungsgemäßen Or-
ganen; 
 

• bei Streitigkeiten über die Anwendung  
und Auslegung des Statuts, der  Sat-
zungen, der Richtlinien sowie über Be-
schlüsse von satzungsgemäßen Orga-
nen. 

 


